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(No, 1005.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten Mai 1826., wegen Aufhebung der 
. ‚Generals Kontrolle der Finanzen und Einrichtung einer Staats = Buch: 
; halterei. em j 


Nachdem durch die Errichtung der General = Konfrolle, mittelſt Verordnung 
vom 3ten November 1817., die beabſichtigte Aufftellung einer klaren Ueberſicht 
des Staatshaushalts, Gleichſtellung der Ausgaben mit den Einnahmen, und 
die Unterordnung der einzelnen Verwaltungszwecke, unter die Zwecke und Mittel 
der Staatsverwaltung im Allgemeinen vollſtaͤndig erreicht worden; ſo finde Ich 
es, nach den durch die neueren Verordnungen den Miniſterien und Provinzial⸗ 
Verwaltungsbehoͤrden beigelegten Befugniſſen, und beſonders bei der, dem 
Finanzminiſter obliegenden Verantwortlichkeit, in Beziehung auf die Einnahmen. 
und Ausgaben der ganzen Staatsverwaltung, angemeſſen, die General-Kontrolle, 
wie hiermit geſchieht, aufzuheben. Ich bezeige dabei dem bisherigen Chef der— 
ſelben und dem Direktor, welcher dieſer Behörde ſeit ihrer Errichtung vorgeſtanden 
hat, Meine vollkommene Zufriedenheit mit den Erfolgen, welche die angeſtrengten 
Arbeiten derſelben gehabt haben. Behufs der, der General-Kontrolle bisher 
obgelegenen, Zuſammenſtellungen der Ueberſichten des Staatsvermoͤgens, der 
Staats - Einnahmen und Ausgaben, in Vergleichung mit den Etats, ſoll eine 
Staats⸗-Buchhalterei ſofort gebildet werden, deren erſter Chef der Staatsminiſter, 
welcher bei Mir den Vortrag in Verwaltungs-Angelegenheiten hat, fuͤr jetzt der 
Staatsminiſter, General- Lieutenant Graf von Lottum, der zweite Chef aber 
der Finanzminiſter, fuͤr jetzt der Staatsminiſter von Motz, ſeyn ſoll, deſſen 
Stellung es erfordert, allgemeine Kenntniß von den Ergebniſſen der Verwaltung 
zu erhalten. Durch dieſe Behoͤrde werden Mir alljaͤhrlich die Ueberſichten der 
Etats⸗Aufſtellungen, fo wie der in der Wirklichkeit ſtattgefundenen Einnahmen 
und Ausgaben vorgelegt, zu welchem Behuf ſaͤmmtliche Verwaltungsbehoͤrden 
ihre Abſchluͤſſe an dieſelbe gelangen laſſen, und ihr das Recht und die Verpflichtung 
zuſteht, die erforderlichen Erläuterungen darüber von denſelhen zu erfordern. Die 
Etatsfertigung foll den Miniſtern und oberſten Verwaltungs-Chefs unter ihrer 
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Verantwortlichkeit, daß bei Aufftellung derfelben alle von Mir gegebenen Bor 
ſchriften beobachtet werden, uͤberlaſſen bleiben, folche jedoch, wie es früher Statt 
gefunden, dem Finanzminiſter zur Mitreviſion in finanzieller Hinſicht, und zur 
Mitzeichnung im Konzept und Mundo, vorgelegt werden, wodurch ſie Guͤltigkeit 
fuͤr die Verwaltung und Rechnungslegung erhalten. Saͤmmtliche Etats, ein⸗ 
ſchließlich der des Finanzminiſteriums, bleiben bei der Rechnungslegung der 
Reviſion der Ober-Rechnungskammer unterworfen, welche zwar gegen die, nach 
Maaßgabe der vollzogenen Etats gefuͤhrte, Verwaltung keine Rechnungsmonita 
aufzuſtellen, aber von den etwa bemerkten Abweichungen von den Vorſchriften 
und von Meinen Befehlen, Mir Anzeige zu machen hat; daher denn auch der 
Ober⸗Rechnungskammer, bald nach der Vollziehung, Abſchriften der Etats, 
mit den erforderlichen Erläuterungen über die abgeaͤnderten Etatsſaͤtze verſehen, 
uͤbergeben werden muͤſſen. 


Ich trage dem Staatsminiſterium auf, die gegenwaͤrtige Order durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen, und werde demſelben die naͤheren Be⸗ 
ſtimmungen zur Ausfuͤhrung derſelben noch beſonders mittheilen. 


Berlin, den 29ſten Mai 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1006.) 
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(No. 1006.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 20ften Mai 1826., betreffend die Aufhebung 
der Geſchlechtsvormundſchaft in dem zur Kurmark gehoͤrigen Luckenwalde⸗ 
ſchen Kreiſe. 


Alf Ihren Bericht vom Sten d. M., und in Verfolg der Verordnung vom 
22ften Januar d. J., wegen der Geſchlechtsvormundſchaft in dem diesſeits der 
Elbe belegenen Theile des Herzogthums Magdeburg, beſtimme Ich hierdurch: 
daß die in dem ehemals zum Magdeburgſchen gehörig geweſenen, jetzt der Kur⸗ 
mark einverleibten Luckenwaldeſchen Kreiſe noch beſtehende Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft ebenfalls aufgehoben ſeyn ſoll. Sie haben hiernach das Erforderliche zu 
veranlaſſen. : 


Berlin, den 20ſten Mai 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Juſtizminiſter Grafen von Danckelmann. 
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